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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Strategischer Fahrplan für Digitalisierung und KI im Energiesektor 
COM (2026) 501 final 
BR-Drs. 342/26 

Verfahren gemäß § 83c BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 47. Sitzung am 14. Juli 2026 im Wege der Vorprüfung 
einstimmig beschlossen, dass eine Stellungnahme des Landtags zur Mitteilung er-
forderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, die Mitteilung zur federführenden Beratung an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitali-
sierung zu überweisen (§ 83c Abs. 1BayLTGeschO). 

Begründung: 

Nach dem Ergebnis der Vorprüfung ist die Mitteilung landespolitisch von Bedeutung 
und Interessen des Landes sind berührt. 

Ziel des von der Kommission vorgelegten „Strategischen Fahrplans für Digitalisierung 
und KI im Energiesektor“ ist es einerseits, ein nachhaltiges, digitalisiertes und KI-ge-
stütztes EU-Energiesystem aufzubauen, damit die EU angesichts hoher Energiepreise 
und geopolitischer Abhängigkeiten technologisch unabhängig und wettbewerbsfähig 
bleibt. Andererseits soll der steigende Ressourcenbedarf (Strom- und Wasserver-
brauch) von Rechenzentren in die europäischen Netze integriert werden. 

Die Mitteilung gliedert sich in drei strategische Hauptsäulen sowie begleitende Maß-
nahmen: 

 Säule I betrifft die nachhaltige Integration von Rechenzentren in das Energiesys-
tem („Energie für KI“). 

 Säule II umfasst Maßnahmen zur Einführung digitaler und KI-Lösungen im gesam-
ten Energiesystem („Digitalisierung und KI für das Energiesystem“). 

 Säule III betrifft den Daten-Governance-Rahmen (Datenaustausch und Interopera-
bilität), der erforderlich ist, um intelligente Energiedienstleistungen und robuste KI-
Modelle in großem Maßstab zu ermöglichen. 

 Ergänzt werden die drei Säulen durch einen „Querschnittsabschnitt“ zu Vertrauen, 
Cybersicherheit und der Abwehr hybrider Bedrohungen, Kompetenzen und inter-
nationaler Zusammenarbeit sowie durch einen abschließenden Abschnitt zur 
Überwachung und Überprüfung der Umsetzung des strategischen Fahrplans. 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2026/0301-0400/0342-26.html


Drucksache 19/12950 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 2 

 

Die Maßnahmen, die im strategischen Fahrplan vorgesehen sind, fördern den ver-
stärkten Einsatz von Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz im Energiesektor und 
können damit die Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven Industrien in Bayern so-
wie der bayerischen Digital- und Hightech-Branchen stärken. Insbesondere kann der 
beschleunigte Ausbau von intelligenten Stromnetzen, Rechenzentren und digitalen 
Energieinfrastrukturen eine zuverlässige Energieversorgung für Unternehmen und Zu-
kunftstechnologien sicherstellen.  

Zugleich können die vorgesehenen Maßnahmen zur besseren Integration von Re-
chenzentren, zum Ausbau von Netzkapazitäten sowie zur Nutzung von Flexibilitätslö-
sungen einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit leisten und Energieeng-
pässe sowie steigende Strompreise für Unternehmen und Verbraucher begrenzen.  

Darüber hinaus stärkt der Fokus auf Cybersicherheit, resiliente Energieinfrastrukturen 
und europäische Technologiesouveränität die Widerstandsfähigkeit kritischer Energie-
versorgungssysteme und kann damit zur langfristigen Versorgungssicherheit des Wirt-
schaftsstandorts sowie der bayerischen Bevölkerung beitragen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und 
Digitalisierung 

Europaangelegenheit des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
Drs. 19/12950 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union; 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Strategischer Fahrplan für Digitalisierung und KI im Energiesektor 
COM (2026) 501 final 
BR-Drs. 342/26 

I. Beschlussempfehlung: 

Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen. 

Berichterstatter: Martin Mittag 
Mitberichterstatter: Florian Köhler 

II. Bericht: 

1. Das nichtlegislative Vorhaben der Europäischen Union (§ 83c BayLTGeschO) 
wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien 
und Digitalisierung federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen hat das EU-Vorhaben 
endberaten. 

2. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat das EU-Vorhaben in seiner 49. Sitzung am 1. Oktober 2026 be-
raten und e i n s t i m m i g  beschlossen, die Federführung zu übernehmen 
(§ 83c Abs. 2 BayLTGeschO). 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat das EU-Vorhaben in seiner 49. Sitzung am 1. Oktober 2026  
federführend beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
zu der in I. enthaltenen Beschlussempfehlung Zustimmung empfohlen. 
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4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat das EU-Vorhaben in seiner 48. Sitzung am 13. Oktober 2026 
endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
empfohlen, der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zuzu-
stimmen. 

Stephanie Schuhknecht 
Vorsitzende 
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ulrich Singer, Christoph Maier, Richard 
Graupner, Andreas Winhart, Johannes Meier, Gerd Mannes, Benjamin Nolte, 
Markus Walbrunn, Dieter Arnold, Oskar Atzinger, Jörg Baumann, Franz 
Bergmüller, Martin Böhm, Rene Dierkes, Christin Gmelch, Daniel Halemba, Martin 
Huber, Andreas Jurca, Florian Köhler, Oskar Lipp, Stefan Löw, Roland Magerl, 
Ferdinand Mang, Harald Meußgeier, Johann Müller, Elena Roon, Franz Schmid, 
Ralf Stadler, Ramona Storm, Markus Striedl, Matthias Vogler und Fraktion (AfD) 

Anlasslose digitale Chatkontrolle verhindern – Vertraulichkeit privater Kommu-
nikation und sichere Ende-zu-Ende-Verschlüsselung schützen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundes- und EU-Ebene dafür einzuset-
zen, dass 

─ von der Einführung einer allgemeinen, verdachtsunabhängigen und automatisierten 
Kontrolle privater digitaler Kommunikation durch Anbieter von Messenger-, E-Mail- 
oder sonstigen Kommunikationsdiensten Abstand genommen wird, 

─ weder die befristete Ausnahme von den Datenschutzbestimmungen der Richtlinie 
2002/58/EG noch eine künftige dauerhafte europäische Regelung Anbieter dazu 
berechtigt oder verpflichtet, private Nachrichten, Bilder, Videos, Audiodateien oder 
sonstige Kommunikationsinhalte ohne konkreten, durch tatsächliche Anhaltspunkte 
begründeten Verdacht zu durchsuchen, zu analysieren oder an staatliche bezie-
hungsweise private Stellen weiterzuleiten, 

─ Ende-zu-Ende-verschlüsselte Kommunikation ausnahmslos vor technischen Ein-
griffen geschützt wird und insbesondere keine gesetzlichen Vorgaben eingeführt 
werden, die eine Aufweichung, Umgehung oder faktische Abschaffung sicherer Ver-
schlüsselungsverfahren durch sogenanntes Client-Side-Scanning, Hintertüren oder 
vergleichbare technische Maßnahmen zur Folge haben, 

─ Maßnahmen zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Miss-
brauchs von Kindern auf gezielte, rechtsstaatlich kontrollierte Ermittlungen gegen 
konkret verdächtige Personen, die personelle und technische Stärkung der zustän-
digen Strafverfolgungsbehörden sowie die schnellere Löschung nachweislich 
rechtswidriger Inhalte konzentriert werden, 

─ Eingriffe in das Fernmeldegeheimnis und die Vertraulichkeit digitaler Kommunika-
tion ausschließlich auf der Grundlage eines konkreten Tatverdachts, einer klaren 
gesetzlichen Ermächtigung, des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und grund-
sätzlich einer vorherigen richterlichen Anordnung erfolgen, 

─ die Bundesregierung im Rat der Europäischen Union keiner Regelung zustimmt, die 
eine anlasslose Kontrolle privater Kommunikation ermöglicht, die Sicherheit ver-
schlüsselter Kommunikation beeinträchtigt oder sämtliche Nutzer digitaler Kommu-
nikationsdienste unter einen faktischen Generalverdacht stellt, 
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─ bei den weiteren Beratungen über eine europäische Regelung zur Bekämpfung des 
sexuellen Missbrauchs von Kindern ein transparentes Gesetzgebungsverfahren ge-
währleistet wird, in dem datenschutzrechtliche, verfassungsrechtliche, technische 
und kriminalpolitische Einwände umfassend berücksichtigt werden. 

 

 

Begründung: 

Der Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung, sexuellem Missbrauch und der Ver-
breitung entsprechender Darstellungen ist eine zentrale Aufgabe des Rechtsstaates. 
Dieses legitime und notwendige Ziel darf jedoch nicht dazu führen, die private Kommu-
nikation der gesamten Bevölkerung ohne konkreten Tatverdacht automatisiert zu durch-
suchen. Die auf europäischer Ebene geplanten beziehungsweise verlängerten Rege-
lungen werden in der öffentlichen und politischen Debatte daher zusammenfassend als 
„anlasslose digitale Chatkontrolle“ bezeichnet. Gemeint ist damit die automatisierte Un-
tersuchung privater Nachrichten, Bilder, Videos, Audiodateien und sonstiger Kommuni-
kationsinhalte durch Anbieter digitaler Dienste, obwohl gegen die betroffenen Nutzer 
keine konkreten tatsächlichen Anhaltspunkte für eine Straftat vorliegen. Eine solche flä-
chendeckende Kontrolle stellt sämtliche Nutzer unter einen faktischen Generalverdacht 
und greift tief in das Fernmeldegeheimnis, den Datenschutz und die Vertraulichkeit di-
gitaler Kommunikation ein. Kinderschutz und der Schutz elementarer Freiheitsrechte 
dürfen daher nicht gegeneinander ausgespielt werden. 

Die sogenannte Chatkontrolle beruht bislang auf einer zeitlich begrenzten Ausnahme 
von bestimmten Vorschriften der europäischen Datenschutzrichtlinie für elektronische 
Kommunikation. Die Verordnung (EU) 2021/1232 gestattet Anbietern nummernunab-
hängiger interpersoneller Kommunikationsdienste, bestimmte Technologien zur freiwil-
ligen Erkennung von Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs und der Kontaktan-
bahnung gegenüber Kindern einzusetzen. Die vorangegangene Übergangsregelung lief 
am 3. April 2026 aus, nachdem sich das Europäische Parlament und der Rat nicht 
rechtzeitig auf eine weitere Verlängerung einigen konnten. Der Rat legte dem Parlament 
anschließend erneut eine Position vor, durch die die ausgelaufene Ausnahme faktisch 
wieder in Kraft gesetzt werden sollte. 

Am 9. Juli 2026 stimmte das Europäische Parlament über einen Antrag auf Zurückwei-
sung der Ratsposition zur erneuten Verlängerung der sogenannten Chatkontrolle ab. 
Für die Zurückweisung votierten 314 Abgeordnete, dagegen 276 Abgeordnete; 17 Ab-
geordnete enthielten sich. Obwohl damit eine klare Mehrheit der an der Abstimmung 
teilnehmenden Abgeordneten die Ratsposition ablehnte, scheiterte der Zurückwei-
sungsantrag an der für die zweite Lesung geltenden absoluten Mehrheit von 360 Mit-
gliedern. In einer weiteren Abstimmung votierten 276 Abgeordnete für die Zurückwei-
sung der geänderten Parlamentsposition, 286 dagegen und 30 enthielten sich; der ge-
änderte Text wurde daraufhin an den Rat weitergeleitet. Dieses Ergebnis war nicht Aus-
druck einer neuen politischen Mehrheit zugunsten der Chatkontrolle, sondern Folge der 
gewählten Verfahrenskonstruktion. Nachdem die Verlängerung zuvor bereits wiederholt 
keine parlamentarische Mehrheit gefunden hatte, wurde die inzwischen ausgelaufene 
Regelung auf Betreiben der EVP kurzfristig im Dringlichkeitsverfahren nach Art. 170 
Abs. 6 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments erneut auf die Tagesord-
nung gesetzt – unmittelbar vor der parlamentarischen Sommerpause und unter Verfah-
rensbedingungen, bei denen selbst eine deutliche Mehrheit der Abstimmenden die Vor-
lage nicht mehr mit einfacher Mehrheit zurückweisen konnte. Das Vorgehen mag formal 
auf die Geschäftsordnung gestützt worden sein; es widerspricht jedoch dem demokra-
tischen Grundgedanken parlamentarischer Entscheidungsverfahren, wenn ein politisch 
unerwünschtes Abstimmungsergebnis durch eine kurzfristige Neuansetzung und die 
Nutzung einer erhöhten Mehrheitshürde faktisch überwunden wird. Dadurch entsteht 
der begründete Eindruck, dass nicht um eine neue inhaltliche Mehrheit geworben, son-
dern ein bereits mehrfach gescheitertes Vorhaben mithilfe verfahrenstechnischer Mittel 
doch noch durchgesetzt werden sollte. Zusätzlich wirft es Fragen nach der gebotenen 
politischen Transparenz auf, dass Parlamentspräsidentin Roberta Metsola, die das Ver-
fahren leitete, erst wenige Wochen zuvor vom 26. bis 28. Mai 2026 im Silicon Valley mit 
Spitzenvertretern zahlreicher großer Technologieunternehmen zusammengetroffen 
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war. Angesichts der weitreichenden Auswirkungen der Regelung auf digitale Plattfor-
men und Kommunikationsdienste wäre jedoch eine vollständige Offenlegung der Ge-
sprächsinhalte und der dabei vertretenen Interessen erforderlich gewesen. 

Besonders bemerkenswert ist das gegensätzliche Abstimmungsverhalten der bayeri-
schen Regierungsparteien auf europäischer Ebene. Abgeordnete der CSU stimmten für 
die Fortführung der anlasslosen digitalen Chatkontrolle. Demgegenüber stimmten Ab-
geordnete der FREIEN WÄHLER für die Zurückweisung der Ratsposition und damit 
gegen die Fortführung der Chatkontrolle in der vorgelegten Form. 

Die CSU muss sich daher den Vorwurf gefallen lassen, dass ihre Europaabgeordneten 
eine Regelung unterstützt haben, die erhebliche Gefahren für das Fernmeldegeheim-
nis, den Datenschutz und die Vertraulichkeit privater Kommunikation birgt. Das ge-
schlossene Abstimmungsverhalten ihrer Vertreter steht zugleich in einem deutlichen 
Gegensatz zu früheren öffentlichen Aussagen führender Unionspolitiker gegen eine all-
gemeine Chatkontrolle. Es ist nicht überzeugend, im nationalen politischen Raum vor 
einer anlasslosen Überwachung privater Nachrichten zu warnen, während die eigenen 
Abgeordneten auf europäischer Ebene den Fortgang einer entsprechenden Regelung 
ermöglichen. 

Die vom Europäischen Parlament vorgenommenen Änderungen, insbesondere der be-
absichtigte Ausschluss von Kommunikation, auf die Ende-zu-Ende-Verschlüsselung 
angewendet wird oder werden soll, sind zwar grundsätzlich zu begrüßen, sie beseitigen 
jedoch nicht sämtliche rechtsstaatlichen und technischen Bedenken. Der weitere Ge-
setzgebungsprozess ist nicht abgeschlossen. Der Rat kann die Änderungen annehmen 
oder zurückweisen; nimmt er sie nicht vollständig an, schließt sich ein Vermittlungsver-
fahren zwischen Parlament und Rat an. Damit besteht weiterhin die Gefahr, dass 
Schutzvorschriften im weiteren Verfahren abgeschwächt oder technisch unzureichend 
ausgestaltet werden. 

Eine automatisierte Durchsuchung privater Kommunikation unterscheidet nicht begrün-
det und anlassbezogen zwischen Beschuldigten, sonstigen Verdächtigen und unbe-
scholtenen Bürgern. Vielmehr werden sämtliche Nutzer eines betroffenen Dienstes ei-
ner technischen Kontrolle unterworfen. Damit wird die grundrechtlich gebotene Aus-
nahme – die Überwachung einer konkret verdächtigen Person unter rechtsstaatlich fest-
gelegten Voraussetzungen – in ihr Gegenteil verkehrt. Nicht mehr der konkrete Ver-
dacht löst eine Überwachungsmaßnahme aus. Vielmehr wird die gesamte Kommunika-
tion vorsorglich untersucht, um möglicherweise einen Verdacht zu erzeugen. 

Dies berührt insbesondere das durch Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes geschützte 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis sowie die unionsrechtlich gewährleisteten 
Rechte auf Achtung des Privat- und Familienlebens und auf Schutz personenbezogener 
Daten nach Art. 7 und Art. 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union. Ein-
griffe in diese Rechte müssen gesetzlich bestimmt, zur Erreichung eines legitimen Ziels 
geeignet und erforderlich sowie im engeren Sinne verhältnismäßig sein. Eine flächen-
deckende und verdachtsunabhängige Untersuchung privater Nachrichten begegnet vor 
diesem Hintergrund erheblichen Bedenken, weil sie nicht auf einen begrenzten Kreis 
konkret verdächtiger Personen beschränkt bleibt. 

Hinzu kommen erhebliche technische Risiken. Ende-zu-Ende-Verschlüsselung schützt 
private Kommunikation, Geschäftsgeheimnisse, journalistische Quellen, anwaltliche 
und ärztliche Vertraulichkeit sowie staatliche und unternehmerische Informationssys-
teme. Eine technische Schwächung dieses Schutzes würde nicht ausschließlich Straf-
verfolgungsbehörden zugutekommen. Einmal geschaffene Schwachstellen können 
ebenso von ausländischen Nachrichtendiensten, kriminellen Vereinigungen, Wirt-
schaftsspionen und sonstigen Angreifern ausgenutzt werden. Die Sicherheit verschlüs-
selter Kommunikation ist daher kein Hindernis für den Rechtsstaat, sondern ein wesent-
licher Bestandteil der digitalen Sicherheit von Bürgern, Unternehmen und staatlichen 
Einrichtungen. 

Auch ein sogenanntes Client-Side-Scanning löst dieses Problem nicht. Dabei werden 
Inhalte bereits auf dem Endgerät untersucht, bevor sie verschlüsselt versandt werden. 
Die Verschlüsselung des Übertragungsweges bliebe formal bestehen, die Vertraulich-
keit der Kommunikation würde jedoch vor der Verschlüsselung durchbrochen. Eine sol-
che Konstruktion käme funktional einer Umgehung sicherer Ende-zu-Ende-
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Verschlüsselung gleich und könnte zugleich eine technische Infrastruktur schaffen, de-
ren Anwendungsbereich später auf weitere Delikte oder Inhaltskategorien ausgeweitet 
werden könnte. 

Ein wirksamer Kinderschutz erfordert stattdessen zielgerichtete Maßnahmen. Hierzu 
gehören eine bessere personelle und technische Ausstattung der Ermittlungsbehörden, 
eine engere internationale Zusammenarbeit, die konsequente Verfolgung identifizierter 
Täter, die Auswertung bereits vorhandener Verdachtsmeldungen, die schnelle Siche-
rung und Löschung nachweislich illegaler Inhalte sowie eine wirksame Präventions- und 
Opferhilfe. Diese Maßnahmen richten sich gegen Täter und konkrete Gefahren, ohne 
die private Kommunikation der gesamten Bevölkerung einem pauschalen Kontrollsys-
tem zu unterwerfen. 

Die Staatsregierung ist deshalb aufgefordert, auf Bundes- und EU-Ebene eine eindeu-
tige Position gegen jede Form der anlasslosen Chatkontrolle einzunehmen. Der Schutz 
von Kindern muss mit rechtsstaatlichen, zielgerichteten und technisch tragfähigen Mit-
teln gewährleistet werden. Eine allgemeine Durchleuchtung privater Kommunikation, 
die Schwächung sicherer Verschlüsselung und die Behandlung sämtlicher Bürger als 
potenzielle Verdächtige sind mit einem freiheitlichen Rechtsstaat nicht vereinbar. 
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Antrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Arif Taşdelen, Markus Rinderspacher, Horst 
Arnold, Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, 
Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Ruth Waldmann, Katja 
Weitzel SPD 

Neuen Wirtschaftszweig aufbauen und Klimaziele erreichen – Bayerische  
Initiative für CO2-Entnahme und Negativemissionen auf den Weg bringen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ eine ressortübergreifende „Bayerische Strategie zur CO2-Entnahme (Carbon Dio-
xide Removal (CDR))“ zu erarbeiten, die ein breites Portfolio natürlicher und tech-
nischer Verfahren umfasst, auf den Potenzialen des Freistaates aufbaut und CO2-
Entnahme als eigene Säule neben – und ausdrücklich nachrangig zu – der Emissi-
onsminderung im Bayerischen Klimaschutzprogramm verankert, 

─ dabei von Beginn an klar zwischen Emissionsvermeidung und tatsächlicher CO2-
Entnahme zu trennen, dementsprechend zu monitoren und verbindlich sicherzustel-
len, dass Negativemissionen zum Ausgleich unvermeidbarer Restemissionen die-
nen und nicht als Vorwand für die Fortführung vermeidbarer Emissionen („Green-
washing“) oder zur dauerhaften Absicherung bestehender fossiler Verfahren heran-
gezogen werden, 

─ sicherzustellen, dass die Abscheidung und Speicherung von CO2 aus fossilen Quel-
len (Carbon Capture and Storage (CCS)) keine CO2-Entnahme darstellt, sondern 
lediglich fossile Emissionen verhindert, und daher nicht zum rechnerischen Aus-
gleich von Restemissionen angerechnet werden darf, 

─ natürliche Kohlenstoffsenken in Land- und Forstwirtschaft stärker zu fördern – ins-
besondere klimaresilienten Waldumbau und (Wieder-)Aufforstung, Agroforstsys-
teme, humusaufbauenden Ackerbau, die Wiedervernässung von Mooren sowie die 
beschleunigte Verwitterung von Gestein durch das Ausbringung von Gesteinsmehl 
auf landwirtschaftlichen Flächen – und Land- und Forstwirte durch Beratung, Qua-
lifizierung und Finanzierungshilfe stärker bei der Umsetzung zu unterstützen, 

─ speziell die Pyrolyse zur Erzeugung von Pflanzenkohle (PyCCS) gezielt zu fördern, 
um den in Biomasse gebundenen Kohlenstoff langfristig in die Böden einzuspei-
chern und so auch die Bodenqualität landwirtschaftlicher Flächen zu verbessern, 

─ auch technische Entnahmeverfahren voranzubringen – insbesondere die Bioener-
gie mit CO2-Abscheidung und -Speicherung (BECCS), die direkte Abscheidung aus 
der Umgebungsluft (DACCS) sowie neue innovative Ansätze wie die künstliche 
Photosynthese und CO2-bindende Baustoffe – und entsprechende Forschung- und 
Pilotprojekte auszubauen, 

─ die Kreislaufwirtschaft zu stärken, indem Kohlenstoff dauerhaft in langlebigen Pro-
dukten wiederverwendet wird (z. B. via Carbon Capture and Utilization (CCU)), und 
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den Aufbau der für technische Verfahren notwendigen Infrastruktur – insbesondere 
für Transport und Speicherung von CO2 – voranzutreiben, 

─ CO2-Entnahme als Chance für einen neuen, zukunftsfähigen Wirtschaftszweig zu 
begreifen, der regionale Wertschöpfung, technologische Innovation und Arbeits-
plätze sichert, sowie durch verlässliche Rahmenbedingungen und Förderstrukturen 
Investitions- und Planungssicherheit für Investoren herzustellen, 

─ sich auch auf Bundes- und EU-Ebene dafür einzusetzen, dass zügig eigene Strate-
gien zur CO2-Entnahme und Negativemissionen für unvermeidliche Restemissio-
nen getrennt zu den jeweiligen Emissionsminderungszielen festgelegt und mit ge-
eigneten Förderinstrumenten untermauert werden. 

 

 

Begründung: 

Mit der Verschiebung des Klimaziels auf 2045 hat die Staatsregierung sich Zeit erkauft – 
Zeit, die es vollumfassend zur Reduzierung des Treibhausgasausstoßes zu nutzen gilt. 
Eine bittere Wahrheit ist jedoch, dass sich einige wenige Emissionen selbst bei größter 
Anstrengung nicht gänzlich vermeiden lassen – etwa Lachgas und Methan aus der 
Landwirtschaft oder Emissionen aus der Zement- und Kalkindustrie und der Abfallwirt-
schaft. Solche unvermeidbaren Restemissionen lassen sich nur ausgleichen, indem der 
Atmosphäre aktiv und dauerhaft CO2 entnommen wird (Carbon Dioxide Removal 
(CDR)). Vollständige Klimaneutralität ist nur durch zusätzlichen Aufbau von Methoden 
zur Erzielung von Negativemissionen erreichbar. 

CO2-Entnahme ist dabei kein Ersatz für Klimaschutz, sondern seine notwendige Ergän-
zung. Die Vermeidung und Minderung von Emissionen muss stets Vorrang haben, und 
CO2-Entnahme darf niemals als Vorwand dienen, vermeidbare Emissionen aus Be-
quemlichkeit oder Kostengründen fortzuführen. Damit Negativemissionen nicht zum 
„Greenwashing“ werden und keine fossilen Verfahren zementieren, sind eine klare 
Trennung von Vermeidung und Entnahme sowie ein verlässliches Monitoring unerläss-
lich. Die Abscheidung von CO2 aus fossilen Quellen (CCS) etwa verhindert nur, dass 
fossiles CO2 in die Atmosphäre gelangt – sie entnimmt der Atmosphäre aber kein CO2 
und darf folglich nicht auf Restemissionen angerechnet werden. 

Eine wirksame CO2-Entnahme gelingt nur mit einem breiten Methodenportfolio aus na-
türlichen und technischen Verfahren, das Risiken streut und auf den Stärken Bayerns 
aufbaut. Der Freistaat verfügt über bedeutende Wald- und Moorgebiete sowie breite 
landwirtschaftliche Flächen. Natürliche Verfahren wie klimaresilienter Waldumbau, Auf-
forstung, Agroforstsysteme, humusaufbauender Ackerbau und die Wiedervernässung 
von Mooren binden CO2 und fördern zugleich Biodiversität, Boden- und Wasserschutz. 
Auch die beschleunigte Verwitterung von (gemahlenem) Gestein entzieht der Atmo-
sphäre CO2 und verbessert parallel die Nährstoffversorgung der Böden – Bayerns weit-
läufige Agrarflächen würden dafür ideale Voraussetzungen bieten. Die PyCCS bildet 
eine Brücke zwischen technischen und natürlichen Verfahren: Sie bindet Kohlenstoff 
langfristig im Boden und kann dessen Qualität verbessern. Dazu stehen weitere tech-
nische Verfahren wie die BECCS und die DACCS bereit. Mit seiner starken Forschungs-
landschaft ist Bayern hervorragend aufgestellt, hier eine Vorreiterrolle einzunehmen. 

CO2-Entnahme ist zugleich eine wirtschaftliche Chance: Es entsteht eine neue, zu-
kunftsfähige Branche mit regionaler Wertschöpfung, innovativen Technologien und Ar-
beitsplätzen. Verfahren wie die Herstellung von Pflanzenkohle, CO2-bindende Bau-
stoffe oder die stoffliche Nutzung von CO2 (CCU) verbinden Klimaschutz mit Kreislauf-
wirtschaft, indem Kohlenstoff in langlebigen Produkten gebunden statt freigesetzt wird. 
Die Methoden sind weitgehend vorhanden – häufig fehlen jedoch die Strukturen: natur-
basierten Verfahren mangelt es an Know-how und Finanzierung, technischen an Trans-
port- und Speicherinfrastruktur. Damit private Investitionen ausgelöst werden, braucht 
es zudem verlässliche Rahmenbedingungen und langfristige Förderstrukturen. Hier 
kann und muss der Freistaat handeln – durch eine eigene CO2-Entnahmestrategie, ge-
zielte Förderung, Beratung und Qualifizierung, den Aufbau der notwendigen Infrastruk-
tur und die frühzeitige Beteiligung der Betroffenen. So verbindet Bayern Klimaschutz 
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mit Innovation und einem neuen Wirtschaftszweig – als Ergänzung, nicht als Ersatz 
konsequenter Emissionsminderung und frei von Greenwashing. 
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Antrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Arif Taşdelen, Markus Rinderspacher, Ruth 
Müller, Sabine Gross, Harry Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold, 
Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Ruth Waldmann, Katja 
Weitzel SPD 

Klug heizen und nachhaltig kühlen – 
Energiewende-Lösungen für heiße Sommer und kalte Winter 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ eine gekoppelte Wärme- und Kältestrategie für Bayern als Teil der bayerischen 
Energiepolitik vorzulegen, die den wachsenden Kühlbedarf, die Wärmewende und 
die Strominfrastruktur systematisch gemeinsam betrachtet, und dem Landtag bis 
Ende 2026 zu berichten, 

─ ein Landesförder- und Beratungsprogramm für reversible Wärmepumpen (Heizen 
und Kühlen aus einem Gerät) aufzulegen, das effiziente Geräte und Kombilösungen 
sowie besonders sparsame Sole-Wasser-/Erdreich-Wärmepumpen mit passiver 
Kühlung bevorzugt, den Vorrang klimafreundlicher, natürlicher Kältemittel (z. B. Pro-
pan/R290) sowie fachgerechter Installation absichert und die Förderung daran 
knüpft, dass die geförderten Geräte einen wesentlichen Anteil des Heizwärmebe-
darfs des Gebäudes decken, 

─ ein Landesförderprogramm „Wärmepumpen in Mietwohnungen und Mehrfami-
lienhäusern“ aufzulegen, das den Einbau von Wärmepumpen in vermieteten 
Mehrfamilienhäusern mit einem landesseitigen Zuschuss ergänzend zur Bun-
desförderung unterstützt und damit die Förderlücke schließt, die die Bundesför-
derung für Mietwohnungsbestände lässt,  

─ dieses so auszugestalten, dass die Förderung bei der Berechnung umlagefähi-
ger Modernisierungskosten vollständig berücksichtigt wird und unangemessene 
Mehrbelastungen der Mieterinnen und Mieter wirksam begrenzt werden, 

─ sich über eine Bundesratsinitiative dafür einzusetzen, dass der Einbau von Wärme-
pumpen rechtlich erleichtert wird, indem Wärmepumpen in den Katalog der privile-
gierten baulichen Veränderungen nach § 20 Abs. 2 des Wohnungseigentumsgeset-
zes (WEG) sowie in den Anspruchskatalog des § 554 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (BGB) aufgenommen werden (analog zu privilegierten Lademöglichkeiten für 
Elektrofahrzeuge und Steckersolargeräten), 

─ den gemeinsamen Ausbau von Fernwärme und Fernkälte voranzutreiben, indem 
sie Kommunen und Stadtwerke beim Auf- und Ausbau klimafreundlicher Fernkälte-
netze (Nutzung von Fluss- und Grundwasser, Geothermie und Abwärme) finanziell 
und planerisch unterstützt, die kommunale Wärmeplanung um Analysen des heuti-
gen und künftigen Kältebedarfs sowie der Potenziale klimafreundlicher Kälteversor-
gung ergänzt und sich, soweit hierfür bundesrechtliche Änderungen erforderlich 
sind, im Bundesrat für eine entsprechende Weiterentwicklung des Wärmeplanungs-
gesetzes einsetzt, 
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─ ein Landesförderprogramm für effiziente, klimafreundliche Kühltechnik in Einrich-
tungen mit besonders hitzegefährdeten Menschen aufzulegen – Pflegeeinrichtun-
gen, Krankenhäuser, Kindertagesstätten und Schulen –, das gezielt reversible Wär-
mepumpen und Anschlüsse an Fernkältenetze fördert und so Gesundheitsschutz 
und Wärmewende in einer Investition verbindet, 

─ eine sachliche, unabhängige Informations- und Beratungsoffensive zu Wärmepum-
pen und klimafreundlicher Kühlung über die regionalen Energieagenturen und die 
Verbraucherzentrale aufzulegen, die über Einsatzpotenziale, Effizienz, Kosten, 
Schallschutz und Kältemittel informiert und wissenschaftlich nicht belegte Behaup-
tungen über Wärmepumpen richtigstellt. 

 

 

Begründung: 

Der Sommer 2026 hat die Kühlung endgültig zur Energie- und Standortfrage gemacht. 
Die historische Hitzewelle vom 18. bis 28. Juni brachte erstmals bereits im Juni Tem-
peraturen über 40 °C. Der neue, noch vorläufige deutsche Rekord liegt bei 41,8 °C. Das 
Robert Koch-Institut schätzt bis zum 28. Juni rund 5 120 hitzebedingte Sterbefälle – 
mehr als in jedem der Gesamtjahre 2023 bis 2025. Hitze kostet auch Wohlstand: Nach 
Berechnungen von Prognos verliert die bayerische Wirtschaft an jedem Hitzetag über 
30 °C rund 73 Mio. Euro. Die Allianz Trade beziffert die drohenden Verluste der deut-
schen Wirtschaft bis 2030 in einer Modellrechnung auf über 110 Mrd. Euro. Die Frage 
lautet daher nicht, ob, sondern wie gekühlt wird: geplant, effizient und klimafreundlich – 
oder als unkoordinierter Boom von Einzelklimageräten, der Stromverbrauch und Netz-
spitzen in die Höhe treibt und die überhitzten Innenstädte mit Abwärme zusätzlich auf-
heizt. 

Eine Kompressionsklimaanlage ist technisch eine Wärmepumpe. Reversible Geräte 
können im Sommer kühlen und im Winter klimafreundlich heizen. Der wachsende Kühl-
bedarf ist damit die größte Chance, die die Wärmewende seit Jahren bekommen hat. 
Voraussetzung ist eine kluge Förderung: Die Geräte müssen als Heizsystem geplant 
und betrieben werden, effizient sein, fachgerecht installiert werden und mit natürlichen 
Kältemitteln wie Propan arbeiten. 

Mehr als die Hälfte der bayerischen Haushalte lebt zur Miete (Zensus 2022). Gerade 
im Miet- und Mehrfamilienhausbestand ist die Wärmepumpe aber bislang wenig ver-
breitet. Zwei Hemmnisse kann die Politik unmittelbar beheben. Erstens die Förderung: 
Vermieter erhalten in der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) neben der 
Grundförderung von 30 Prozent allenfalls den Effizienzbonus von weiteren fünf Prozent. 
Dieser entfällt nach den jüngsten Änderungen. Auch der Klimageschwindigkeitsbonus 
läuft schrittweise aus, und die förderfähigen Kosten sinken. Für den Mietwohnungsbe-
stand fehlt damit weiterhin jeder gezielte Anreiz. Eine ergänzende, mieterschützend 
ausgestaltete Landesförderung kann diese wachsende Lücke schließen. Sie ist mit der 
Bundesförderung grundsätzlich kombinierbar. Zweitens das Recht: § 20 Abs. 2 des 
Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) gibt Eigentümern einen Anspruch auf privile-
gierte bauliche Veränderungen – für Wallboxen, Barrierefreiheit, Glasfaser und Stecker-
solargeräte. Die Wärmepumpe, die zentrale Technologie der Wärmewende, fehlt in die-
sem Katalog ebenso wie in der mietrechtlichen Parallelnorm des § 554 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs (BGB). Bayern soll im Bundesrat die Initiative für ihre Aufnahme ergreifen. 

Für dichte Innenstädte ist die Vielzahl dezentraler Einzelgeräte die ungünstigste Lö-
sung. Die Stadtwerke München (SWM) zeigen mit ihrem über 23 Kilometer langen Fern-
kältenetz, dass es besser geht: nach SWM-Angaben mit bis zu 70 Prozent weniger 
Stromverbrauch als dezentrale Klimaanlagen und ohne Abwärme im Straßenraum. 
Fernkälte ist das Gegenstück zur Fernwärme. Der Freistaat sollte Kommunen und 
Stadtwerke beim Ausbau unterstützen und die kommunale Wärmeplanung um den Käl-
tebedarf ergänzen. 

Schließlich trifft Hitze ältere und pflegebedürftige Menschen, chronisch Kranke, 
Schwangere und kleine Kinder am härtesten. Über 80 Prozent der geschätzten hitze-
bedingten Sterbefälle entfallen auf Menschen über 75 Jahre. Wo Pflegeheime, 
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Krankenhäuser, Kitas und Schulen überhitzen, braucht es gezielte Schutzmaßnahmen. 
Reversible Wärmepumpen und Fernkälteanschlüsse verbinden aktive Kühlung mit kli-
mafreundlicher Wärmeversorgung – eine Investition, doppelter Nutzen. Eine unabhän-
gige Informationsoffensive sorgt zugleich dafür, dass Fakten statt Falschbehauptungen 
die Entscheidung über die Heiztechnik von morgen prägen. 
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Antrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Arif Taşdelen, Markus Rinderspacher, Ruth 
Müller, Sabine Gross, Harry Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold, 
Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Ruth Waldmann, Katja 
Weitzel SPD 

Netzanschlüsse in Bayern beschleunigen – vorhandene Kapazitäten nutzen,  
Verfahren transparent machen, Warteschlangen auflösen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ dem Landtag bis zum 31. Dezember 2026 eine Bilanz der seit Oktober 2021 laufen-
den Initiative „Verteilnetz und Erneuerbare Energien Bayern“ vorzulegen. Auszu-
weisen sind ab einem klar benannten Basisstichtag und getrennt nach Netzbetrei-
ber und Spannungsebene die zusätzlich bereitgestellte Netzanschlussleistung, die 
Entwicklung der Bearbeitungsdauer von Netzanschlussbegehren unter Angabe von 
Verfahrensbeginn und -ende sowie der Umsetzungsstand der im Memorandum of 
Understanding „Beschleunigung der Netzintegration regenerativer Erzeugungsan-
lagen“ vom 26. Juli 2022 und im dazugehörigen Umsetzungskonzept vom 27. Juli 
2023 vereinbarten Maßnahmen. Beim Personal sind Sollstellen, besetzte Stellen 
und Vakanzen je Regierung darzustellen. 

─ gemeinsam mit den bayerischen Verteilnetzbetreibern darauf hinzuwirken, dass 
knappe Anschlusskapazität besser bewirtschaftet wird. Dies umfasst 

─ die landesweite Standardisierung der Überbauung bestehender Netzverknüp-
fungspunkte, insbesondere durch Mustervereinbarungen für flexible Netzan-
schlussvereinbarungen nach § 17 Abs. 2b Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
mit eindeutigen Regelungen zu zulässiger Einspeise- und Bezugsleistung, 
Steuerbarkeit, Messung, Obergrenzen der Einschränkung und Haftung, 

─ die Ausweitung vorausschauend bereitgestellter und nach veröffentlichten Kri-
terien ausgeschriebener Anschlusskapazität nach dem Modell der „Einspeise-
steckdose“ über den Pilotstatus hinaus; 

─ ihre am 10. Juli 2026 im Bundesrat eingenommene Haltung zum Gesetzentwurf des 
Landes Schleswig-Holstein zur Änderung des EnWG (BR-Drs. 143/26) zu revidie-
ren, dem Landtag die Gründe für ihr ablehnendes Votum darzulegen, die zügige 
Beratung des Entwurfs im Bundestag zu unterstützen und sich für dessen Ergän-
zung um überprüfbare Reifegradkriterien, verbindliche Meilensteine, den Verfall 
nicht genutzter Reservierungen von Netzanschlusspunkten und einheitliche Trans-
parenzpflichten der Verteilnetzbetreiber einzusetzen. 

─ ein öffentliches Netzanschlussmonitoring für Bayern aufzubauen. Für die der Regu-
lierungskammer des Freistaates unterliegenden Stromverteilernetzbetreiber ist die 
Erhebung im Rahmen der Zuständigkeit nach § 54 Abs. 2 EnWG und unter Wah-
rung der Unabhängigkeit der Regulierungsbehörde sicherzustellen. Für die bundes-
regulierten Netzbetreiber ist eine standardisierte Übermittlung und Veröffentlichung 
der bereits an die Bundesnetzagentur gemeldeten Daten anzustreben. 
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Auszuweisen sind quartalsweise, getrennt nach Spannungsebene und Technologie 
die Zahl und Leistung offener Anschlussbegehren, reservierte und tatsächlich ge-
nutzte Kapazität, mittlere Bearbeitungsdauer und abgeschlossene flexible Netzan-
schlussvereinbarungen sowie vorgenommene Redispatch-Anpassungen im Netz-
gebiet. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind durch Aggregation zu wahren. 

─ dem Landtag zu berichten, in welchem Umfang der Planungsgrundsatz „Netzopti-
mierung vor Netzverstärkung vor Netzausbau“ im bayerischen Hoch- und Mit-
telspannungsnetz angewandt wird. Je Maßnahme sind Leitung, Spannungsebene, 
bisherige und neue Übertragungsleistung, Inbetriebnahme, Kosten sowie der 
dadurch vermiedene oder zeitlich verschobene Netzausbau darzustellen. Einzube-
ziehen sind insbesondere Freileitungsmonitoring, Hochtemperaturleiterseile und 
vergleichbare Verfahren. 

─ gemeinsam mit einem regionalen Planungsverband und den betroffenen Netzbe-
treibern ein Modellverfahren zur vorausschauenden planerischen Sicherung von 
Netzkorridoren einzuleiten. Zu untersuchen ist, in welchem Umfang Trassenkorri-
dore für 110 kV-Leitungen und Umspannwerksstandorte im Wege einer Regional-
planfortschreibung gesichert und in welchem Umfang Prüfschritte nach § 39 Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung rechtssicher abgeschichtet werden können. 
Über das Ergebnis ist dem Landtag zu berichten und verbleibende Prüfpflichten sind 
klar aufzuzeigen. 

 

 

Begründung: 

Bayern hat die höchste installierte Photovoltaikleistung aller Bundesländer – und ist zu-
gleich Schwerpunkt der Abregelung: Rund 71 Prozent der bundesweit abgeregelten So-
larstrommenge entfielen 2024 auf Bayern, mit seitdem stark steigender Tendenz. Zu-
nehmend sind Engpässe im Verteilnetz die Ursache. Gleichzeitig warten Erzeugungs-
anlagen, Speicher, gewerbliche und private Verbraucher auf ihre Netzanschlüsse. Al-
lein bei der Bayernwerk Netz GmbH haben sich die Anschlussanfragen für Großspei-
cher binnen eines Jahres vervielfacht. Die gegenwärtigen Vergabeverfahren sind dem 
schlicht nicht gewachsen und bedürfen dringend einer Anpassung. 

Der Engpass ist kein reines Bauproblem: Ein erheblicher Teil der knappen Kapazität 
lässt sich durch effizientere Bewirtschaftung vorhandener Kapazitäten erschließen. Das 
zeigt das Pilotprojekt „Einspeisesteckdose“ von LEW Verteilnetz und Bayernwerk in 
Balzhausen, bei dem ein Netzverknüpfungspunkt nach transparenten Kriterien um rund 
60 Prozent überbaut wurde. Das Energiewirtschaftliche Institut an der Universität zu 
Köln beziffert den möglichen Effizienzgewinn solcher Überbauungen bundesweit auf bis 
zu 1,6 Mrd. Euro jährlich. Für die flächendeckende Umsetzung fehlt jedoch ein verbind-
licher Rechtsrahmen. Im Verteilnetz gilt bei der Vergabe von Anschlusskapazität meist 
weiterhin das Windhundprinzip. 

Genau hier setzt der Gesetzentwurf zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes an, 
dessen Einbringung der Bundesrat am 10. Juli 2026 beschlossen hat: Flexible Netzan-
schlussvereinbarungen nach § 17 Abs. 2b EnWG sollen zur Pflicht werden, überbau-
ungsbereite Anschlussbegehren Vorrang erhalten und Reservierungen befristet sowie 
transparent gemacht werden. Bayern hat gegen die Einbringung gestimmt und wurde 
überstimmt. Eine Begründung für dieses Verhalten der Staatsregierung liegt dem Land-
tag bisher nicht vor. Hinzu kommt, dass für die 2021 gestartete Initiative „Verteilnetz 
und Erneuerbare Energien Bayern“ ebenso wie für das darauffolgende Memorandum 
of Understanding „Beschleunigung der Netzintegration regenerativer Erzeugungsanla-
gen“ bisher keinerlei messbare Bilanz vorliegt. Ohne eine solche lässt sich schwerlich 
beurteilen, welche Instrumente wirken, noch, welche Lücken weiter geschlossen wer-
den müssen. 
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